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Damit Arbeit
„Ich bin die Auferstehung und das Leben.
Wer an mich glaubt, wird leben, auch wenn er stirbt,

und jeder, der lebt und an mich glaubt,
wird auf ewig nicht sterben.“

(Joh 11, 25f)

GOTT DER HERR rief in Seine Ewigkeit heim

Hildegard Bayerl
*12.9.1929 †20.9.2021

Hildegard Marie Bayerl, geboren in Brod, Kreis Budweis in Tschechien, verlor ihre Mutter 1943; der Vater
war 1945 vermisst. Bei der Vertreibung kam sie mit Verwandten nach Unterfranken, wo sie 1948 das Abitur
machte. Nach einer Ausbildung als Seelsorgshelferin war sie 1956 bis 1959 Diözesanjugendführerin in der
Diözese Würzburg, absolvierte eine Krankenschwesternausbildung und war in diesem Dienst tätig. Nach
einem Pädagogikstudium wirkte sie dann als Lehrerin.

Schon in dieser Zeit legte sie Zeugnis ab gegen die modernistische Theologie und für das Lebensrecht und
meldete sich in Leserbriefen und Zeitschriftenartikeln zu Wort. 1976 verließ sie im Protest gegen die schu-
lische Sexual„erziehung“ den Schuldienst und wirkte in dem von ihr im September 1976 mitgegründeten
„Freundeskreis Maria Goretti e. V.“ unermüdlich bis 2019 als Geschäftsführerin mit vielfältigem Einsatz. Fest
im katholischen Glauben verankert, war ihr die gläubige, reine Erziehung der Kinder und Jugendlichen ein
Herzensanliegen.

Der HERR lohne ihr all ihren Einsatz für die Kirche und die Reinheit der jungen Menschen und schenke ihr die
ewige Freude!

Für den Freundeskreis Maria Goretti e. V., München

Georg Humpert
P. Manfred Amann



sich lohnt

V O N T H O M A S B E R E N Z

Die Bürgerinnen und Bürger hatten die
Wahl über die Zusammensetzung des 20.
Deutschen Bundestages. Nun haben die
Parteien die nicht einfache Aufgabe, eine
mehrheitsfähige Regierungskoalition zu
bilden. Neben den Bewältigungsstrategien
der Pandemiefolgen und dem Klimaschutz
könnte auch der Mindestlohn zum Thema
bei den anstehenden Koalitionsverhand-
lungen werden. Vor sechs Jahren wurde
die Untergrenze dessen, was (bis auf eini-
ge Ausnahmen) Arbeitgeber ihren Mit-
arbeitenden zahlen müssen, eingeführt.
Mit der Einführung des Mindestlohnes
war die Hoffnung verbunden, den Niedrig-
lohnsektor aufzuweichen und zu verhin-
dern, dass Erwerbstätige trotz einer Voll-
zeitarbeitsstelle zusätzliche Unterstützung
des Staates beantragen müssen, um für
ihren Lebensunterhalt aufkommen zu
können. Unumstritten war und ist der
Mindestlohn bis heute nicht.

Debatte um Mindestlohn

Doch die Befürchtungen, etwa dass mit
der Einführung einer gesetzlichen Lohn-
untergrenze Schwarzarbeit oder die Ver-
lagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland
gefördert würden, haben sich bislang nicht
bewahrheitet. Gestritten wird daher heute
auch weniger über das Für und Wider des
Mindestlohnes, sondern mehr um dessen
Höhe. Im Laufe der zurückliegenden sechs
Jahre stieg der allgemeine Mindestlohn
um gerade einmal 1,10 Euro: Von 8,50
Euro bei seiner Einführung, auf aktuell
9,60 Euro. SPD und Grüne forderten im
Wahlkampf eine Erhöhung auf zwöf Euro
pro Zeitstunde. Angesichts der höchsten
(und wahrscheinlich noch steigenden) In-
flationsrate seit fast 30 Jahren in
Deutschland mag die Forderung berechtigt
sein. Profitieren würden davon die rund
zehn Millionen Deutsche, die derzeit in
Branchen und Betrieben arbeiten, in
denen es keine Tarifverträge gibt und die
von steigenden Verbraucherpreisen in der
Regel besonders betroffen sind. Doch was
ist überhaupt die richtige, die gerechte
Höhe des Mindestlohnes? Nach der Pas-
toralkonstitution Gaudium et spes „ist die
Arbeit so zu entlohnen, dass dem Arbeiter
die Mittel zu Gebote stehen, um sein und
der Seinigen materielles, soziales, kultu-
relles und spirituelles Dasein angemessen
zu gestalten – gemäß der Funktion und
Leistungsfähigkeit des Einzelnen, der Lage
des Unternehmens und unter Rücksicht
auf das Gemeinwohl“. Die Frage nach dem
gerechten Mindestlohn ist mehr als eine
rein materielle Überlebensfrage für den
Einzelnen. Sie muss die Gestalt des gan-
zen menschlichen Lebens in all seinen
Bezügen im Blick haben. Auch wenn es
letztlich die Aufgabe der paritätisch be-
setzten Mindestlohnkommission ist, zu
einer Neubewertung des Mindestlohnes zu
kommen, muss die Politik die qualitativen
Kriterien dazu setzen. Sie im Licht der
sozialen Gerechtigkeit zu definieren, ist
dabei der gebotene Weg.

Der Autor ist Leiter des Arbeitsberei-
ches Erwachsenen- und Familienbil-
dung im Bischöflichen Generalvikariat
Trier. Foto: Privat

Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle in Mön-
chengladbach.


